In dieser Ausgabe: 


des Wirtschaftshofes Templin-Land 


des Kreistages Uckermark 8 

ww | - Bekanntmachung des Beschlusses über den Jahresabschluß 1996 des Eigenbetriebes 
Abfallentsorgungsanlage Deponie Milmersdorf/Prenzlau 8 

- Verfügung zur einstweiligen Sicherstellung des geplanten ih Landschaftsbe- 
standteils „Kreidegrube Ludwigshöhe bei Schmölln“ 9 
- Öffentliche Auslegung des Beteiligungsberichtes des Landkreises Uckermark 9 
- Jahresabschluß zum 31.12.1998 der Sparkasse Uckermark 10-19 

- Das Gesundheitsamt informiert über die Hepatitis-A-Schutzimpfung für Helfer im Oder- 
Hochwasser 1997 20 
- Neueintragungen in den Teil I der Denkmale des Landkreises Uckermark 20 


- Aufforderung zum Einreichen von Vorschlägen für Beisitzer des Kreiswahlausschusses 
- Aufforderung zum Einreichen von Wahlvorschlägen für die Wahl zum Kreistag 

- Genehmigung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung „Hafen“ 

- Genehmigung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur Errichtung und Betreibung 


- 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren bei der Beseiti- 


gung-von Tierkörpern, Tierkörperteilen und entsorgungspflichtigen Erzeugnissen 8 
- Berufung einer sachkundigen Einwohnerin für den Kultur-, Bildungs- und Sportausschuß 


- Das Kulturamt informiert über die Ausschreibung des Ehm-Welk-Literaturpreises 1998 20 


Für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Uckermark 
am 27.9.1998 ist ein Kreiswahlausschuß zu bilden. Der 
Kreiswahlausschuß besteht aus dem Kreiswahlleiter, 
seinem Stellvertreter und 5 weiteren Beisitzern. 

Die Beisitzer werden vom Kreiswahlleiter berufen. Ich 
bitte die Parteien, politischen Vereinigungen und Wähl- 
ergruppen darum, mir FREIE für Beisitzer zu unter- 
breiten. 

Die vorgeschlagenen Personen müssen zum Kreistag 
des Landkreises Uckermark wahlberechtigt sein. Sie 
dürfen keine Wahlbewerber, Vertrauensperson oder 
stellvertretende Vertrauensperson für einen Wahlvor- 
schlag sein. Sie dürfen außerdem in keinem anderen 
Wahlorgan (Wahlausschüsse, Wahlvorstände oder 
Briefwahlvorstände) Mitglied sein. Die vorgeschlagenen 
Personen können aber Mitglied des Kreiswahlaus- 
schusses für die ebenfalls am 27.9.1998 stattfindende 


Wahl des Deutschen Bundestages sein. 

Ich bitte, mir bis zum 29.5.1998 die Vorschläge unter 
Angabe des Namens, Vornamens und der Anschrift der 
vorgeschlagenen Personen unter folgender Anschrift zu 
unterbreiten: 


Kreisverwaltung Uckermark 
Kreiswahlleiter 

Herr Streich 
Karl-Marx-Straße 1 

17291 Prenzlau 


(Tel.: 03984/ 701610; 
Telefax: 03984/ 701399) 


Der Kreiswahlleiter 
gez. Streich 
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1. Rechtsgrundlagen; Kreiswahlleiter 


1.1. Rechtsgrundlagen 

- „Gesetz über die Kommunalwahlen im Land Branden- 
burg (Brandenburgisches Kommunalwahlgesetz-BbgK- 
WahlG)“ vom 22.4.1993 (GVBl. I, S.110), geändert 
durch die Gesetze vom 14.12.1995 (GVBl. | S.274) und 
vom 30.3.1998 (GVBl. I S.54) 

- „Brandenburgische Kommunalwahlverordnung (BbgK- 
WahlV)“ vom 31.7.1993 (GVBi.Il S.412) in der Fassung 
der Änderungen vom 18.12.1995 (GVBl. Il, S.738) so- 
wie vom 3.4.1998 (GVBi.ll S.324) 


1.2. Kreiswahlleiter 


Kreiswahlleiter: Stellvertreter: 


Herr Heiko Streich Herr Wolfgang Gerhardt 
Kreisverwaltung Kreisverwaltung 
Uckermark Uckermark 


Karl-Marx-Straße 1 
17291 Prenzlau 

Telefon: (03984) 701210 
Telefax: (03984) 701399 


Karl-Marx-Straße 1 
17291 Prenzlau 

Telefon: (03984) 701610 
Telefax: (03984) 701399 


2. Aufforderung zum Einreichen von Wahlvorschlägen 


Gemäß $ 31 Abs.2 BbgKWahlV fordere ich hiermit auf, 
möglichst frühzeitig Wahlvorschläge für die Wahl zum 
Kreistag des Landkreises Uckermark am 27.9.1998 ein- 
zureichen. Die Wahlvorschläge sind bis zum 20.August 
1998, 12.00 Uhr , einzureichen bei: 

Kreisverwaltung Uckermark 

Kreiswahlleiter 

Karl-Marx-Straße 1 

17291 Prenzlau 


3. Zahl der Vertreter 


Es sind 56 Kreistagsabgeordnete zu wählen. ($ 6 Abs.2 
BbgKWahlG) 


4. Zahl und Abgrenzung der Wahlkreise 


Die Wahl erfolgt in 4 Wahlkreisen mit folgender Abgren- 
zung: (88 20, 21 BbgKWahlG) 


Wahlkreis 1 (Angermünde): 

Stadt Angermünde, Amt Angermünde-Land, Branden- 
burg-Vorpommersches Amt Gartz (Oder), Amt Oder- 
Welse 

Wahlkreis 2 (Prenzlau): 

Stadt Prenzlau, Amt Brüssow (Uckermark), Amt Gram- 
zow, Amt Lübbenow (Uckermark) , Amt Nordwestucker- 
mark, Amt Prenzlau-Land 


Wahlkreis 3 (Schwedt/Oder): ö 

Stadt Schwedt/Oder, einschließlich aller Ortsteile und 
der ehemaligen Gemeinde Kummerow 

Wahlkreis 4 (Templin): 

Stadt Templin, Amt Boitzenburg (Uckermark), Amt 
Gerswalde, Amt Lychen, Amt Templin-Land 


5. Wahlvorschläge 


5.1. Höchstzahl der Bewerber auf einem Wahlvorschlag 
Für jeden Wahlkreis dürfen höchstens 21 Bewerber auf 
einem Wahlvorschlag benannt werden. ($ 28 Abs.1 
BbgKWahlG) 


5.2. Vorschlagsberechtigte ” 
5.2.1. Wahlvorschläge können von Parteien, pähtisühen ws 
Vereinigungen, von Wählergruppen und von Einzelbe- 
werbern eingereicht werden. ($ 27 Abs.1 BbgKWahlG) 
5.2.2. Parteien, die nicht aufgrund eines eigenen Wahl- 
vorschlages 

- im Deutschen Bundestag durch mindestens einen im 
Land Brandenburg gewählten Abgeordneten oder 

- im Landtag Brandenburg durch mindestens einen Ab- 
geordneten 

vertreten sind, können als Partei einen Wahlvorschlag 
nur einreichen, wenn sie spätestens am 11.8.1998 (= 
47. Tag vor der Wahl) eine Beteiligungsanzeige mit 
dem in $ 29 Abs.1 BbgKWahlG vorgegebenen Inhalt 
beim Landeswahlleiter abgegeben haben. ($ 29 Abs.1 
BbgKWahlG) 


5.3. Inhalt der Wahlvorschläge 

5.3.1. Der Wahlvorschlag muß enthalten: 

- Namen, Vornamen, Beruf oder Tätigkeit, Tag der Ge- 
burt, Geburtsort, Staatsangehörigkeit und die Anschrift = 
eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge; 

- den vollständigen Namen der Partei oder politischen 
Vereinigung sowie die geläufige Kurzbezeichnung in 
Buchstaben; der im Wahlvorschlag angegebene Name 
der Partei oder politischen Vereinigung muß mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt; 

- den Namen der Wählergruppe, wenn der Wahlvor- 
schlag von einer Wählergruppe eingereicht wird, und, 
sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch die- 
se. Aus dem Namen muß hervorgehen, daß es sich um 
eine Wählergruppe handelt. Der Name und die Kurzbe- 
zeichnung einer Wählergruppe müssen in allen Wahl- 
kreisen des Landkreises übereinstimmen und dürfen 
nicht den Namen von Parteien oder politischen Vereini- 
gungen oder deren Kurzbezeichnungen enthalten. 

- den Wahlkreis ($ 28 Abs.2 BbgKWahlG) 


5.3.2. Der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers darf 
nur den Namen dieses Bewerbers enthalten. ($ 28 
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Abs.3 BbgKWahlG) 

5.3.3. Die Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Par- 
tei dürfen nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die 
mit einem eigenen Wahlvorschlag an der Wahl teil- 
nimmt. (8 28 Abs.4 BbgKWahlG) 

5.3.4. In einem Wahlvorschlag darf nur aufgenommen 
werden, wer seine Zustimmung dazu erteilt. ($ 28 Abs.5 
BbgKWahlG) 


5.4. Bestimmung der Bewerber 

5.4.1. Die Bewerber auf Wahlvorschlägen von Parteien 
oder politischen Vereinigungen und ihre Reihenfolge 
müssen von den zum: Zeitpunkt ihres Zusammentretens 
wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder politischen 
Vereinigung in geheimer Abstimmung bestimmt worden 
sein. Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die 
von den Mitgliedern aus ihrer Mitte in geheimer Wahl 
hierzu besonders gewählt worden sind. Die Bewerber 
für die Wahlvorschläge in den einzelnen Wahlkreisen 
sind in einer für den ganzen Landkreis einheitlichen Mit- 
glieder- bzw. Delegiertenversammlung zu bestimmen. 
($ 33 Abs.1 und 2 BbgKWahlG) 

5.4.2. Für die Bestimmung der Bewerber auf Wahlvor- 
schlägen von Wählergruppen durch deren wahlberech- 
tigte Mitglieder oder Anhänger gilt Abschnitt 5.4.1 ent- 
sprechend. 


5.5. Unterstützungsunterschriften 

5.5.1. Folgende Parteien, politischen Vereinigungen 
und Wählergruppen brauchen aufgrund des & 28 Abs.7 
BbgKWahlG keine Unterstützungsunterschriften für den 
Wahlvorschlag vorlegen: 

- Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) 

- Christlich-Demokratische Union Deutschlands (CDU) 

- Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS) 

- Bündnis 90/ Die Grünen 

- Freie Demokratische Partei (F.D.P.) 

- Bauernverband Uckermark 

5.5.2. Alle anderen Wahlvorschläge müssen von minde- 
stens 30 wahlberechtigten Personen des Wahlkreises 
unterzeichnet sein. Die persönliche, überprüfbare Un- 
terschrift ist bei der Wahlbehörde oder beim ehrenamtli- 
chen Bürgermeister zu leisten. Sie kann auch bei einem 
Notar oder bei einer anderen zur Beglaubigung der Un- 
terschrift ermächtigten Stelle auf einer Unterschriftenli- 
ste geleistet werden. Wahlberechtigte Personen, die 
wegen einer Behinderung nicht in der Lage sind, die 
Wahlbehörde aufzusuchen, können die Unterzeichnung 
durch Erklärung vor einem Beauftragten der Wahl- 
behörde ersetzen. Jede wahlberechtigte Person kann 
für den Landkreis nur einen Wahlvorschlag unterstüt- 
zen. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlages durch 
die Bewerber selbst ist unzulässig. (28 Abs.6 BbgK- 
WahlG) 


5.6. Wählbarkeit von Unionsbürgern 


Staatsangehörige eines Mitgliedsstaates der Europäi- 
schen Union (Unionsbürger) sind wählbar, wenn sie 

- das 18.Lebensjahr vollendet haben und 

- im Landkreis Uckermark ihren ständigen Wohnsitz ha- 
ben. 


Nicht wählbar sind Unionsbürger, wenn sie 

- nach $ 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
sind oder 

- infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähig- 
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzen 
oder 

- infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallent- 
scheidung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit 
nicht besitzen. (88 8, 11 BbgKWahlG) 


6. Anlagen zum Wahlvorschlag 


Dem Wahlvorschlag (Anlage 5a zur BbgKWahlV) sind 
somit beizufügen: 

- die Erklärung eines jeden Bewerbers, daß er seiner 
Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmt und daß er 
für keinen weiteren Wahlvorschlag für die Wahl zum 
Kreistag seine Zustimmung als Bewerber gegeben hat 
(Anlage 7a zur BbgKWahlV); 

- für jeden Deutschen: eine Bescheinigung der zustän- 
digen Wahlbehörde, daß der Bewerber wählbar ist (An- 
lage 8a BbgKWahlV); 

- für jeden Unionsbürger: eine Versicherung an Eides 
Statt über die Staatsangehörigkeit und den nicht beste- 
henden WählbarkeitsausschlußB (Anlage 8c BbgK- 
WahlV) sowie die Bescheinigung der Wahlbehörde über 
die Wählbarkeit (Anlage 8a BbgKWahlV) 

- bei Wahlvorschlägen von Parteien, politischen Vereini- 
gungen oder Wählergruppen eine Ausfertigung der Nie- 
derschrift über die Bestimmung der Bewerber, die vom 
Leiter der Mitglieder- bzw. Delegiertenversammlung 
und zwei weiteren wahlberechtigten Teilnehmern unter- 
zeichnet sein muß (Anlage 9a BbgKWahlV) 

- soweit erforderlich, die Unterstützungsunterschriften 
mit Bescheinigung des Wahlrechtes der Unterzeichner 
(Anlage 6a BbgKWahlV; erforderlichenfalls auch Anlage 
6b). 


7. Bereitstellung der Formblätter und Rückfragen 


Alle geforderten Formblätter werden kostenfrei vom 
Kreiswahlleiter bereitgestellt. Anforderungen sowie 
Rückfragen sind unter der in Abschnitt 1.2 genannten 
Anschrift bzw. Rufnummer möglich. 


Der Kreiswahlleiter 
gez. Streich 


Seite 4 


AMTSBLRTT für den Landkreis Uckermark 


15. Juni 1998 


Auf der Grundlage der 88 24 Abs. 2 und 27 Abs. 4 Nr. 2 
des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsar- 
beit im Land Brandenburg -GKG- vom 19.12.1991 
(GVBI. S. 685) in der zur Zeit gültigen Fassung geneh- 
migt und veröffentlicht der Landrat des Landkreises 


Uckermark die Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi- 
schen den Städten Schwedt/Oder und Vierraden zum 
Hafen Schwedt/Oder-Vierraden. 


Dr. Benthin 


I Öffentlich-rechtliche Vereinbarung „Hafen Schwedt/Oder - Vierraden“ | 


Die Stadt Vierraden, 

vertreten durch den Amtsdirektor des Amtes 
Gartz/Oder, Herrn Hartmut Wohlthat, und die Bürger- 
meisterin der Stadt Vierraden, Frau Karin Stockfisch, 
und die Stadt Schwedt/Oder, 

vertreten durch den Bürgermeister, Herrn Peter Schauer, 
schließen auf der Grundlage des $ 1 Abs. 1 und 2 und 
der 88 23 ff des Gesetzes über kommunale Gemein- 
schaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) vom 19. De- 
zember 1991 (GVBl. BBG S. 685) in Verbindung mit $ 
35 Abs. 2 Nr. 29 der Gemeindeordnung für das Land 
Brandenburg (GO) vom 15. Oktober 1993 (GVBl. BBG 
Teil I Nr. 22 S. 398 ff) in den zur Zeit geltenden Fassun- 
gen folgende Öffentlich-rechtliche Vereinbarung ab: 


Präambel 


Die Stadt Schwedt/Oder beabsichtigt die Eröffnung ei- 
nes neuen öffentlichen Hafens im Bereich der Einmün- 
dung der Neuen Welse in die Hohensaaten-Friedrichst- 
haler-Wasserstraße (HO-FRIE-WA). Die zukünftige 
Hafenfläche liegt ebenso wie die zur Erschließung des 
Hafens Schwedt/Oder erforderlichen Flächen überwie- 
gend in der Gemeinde Vierraden. Die Städte werden 
deshalb auf der Grundlage des $ 9 GO BBG einen Ge- 
bietsaustausch vereinbaren. Die Stadt Vierraden befür- 
wortet das Hafenentwicklungsvorhaben und ist auch 
über den Gebietsaustausch hinaus bereit, die zügige 
Entwicklung zu unterstützen und alle weiteren erforder- 
lichen Mitwirkungen zu leisten. Die nachfolgenden Ver- 
einbarungen dienen der Regelung der so verstandenen 
Kooperation beider Städte zur schnellstmöglichen Rea- 
lisierung des „Hafens Schwedt/Oder-Vierraden“. 


81 
Vertragsgegenstand und Vertragsgebiet 


(1) Die Stadt Vierraden überträgt der Stadt 
Schwedt/Oder alle Aufgaben und gemeindlichen Rech- 
te und Pflichten für das Vertragsgebiet nach Maßgabe 
des $ 2 dieser Vereinbarung. Die Stadt Schwedt/Oder 
darf von den auf sie delegierten Kompetenzen nur mit 
dem Ziel und zu dem Zweck Gebrauch machen, im Ver- 
tragsgebiet die zur Erschließung des künftigen „Hafens 
Schwedt/Oder-Vierraden“ erforderlichen Infrastrukturan- 
lagen herzustellen und Maßnahmen durchzuführen. Zur 


Erschließung in diesem Sinne gehören die äußere 
Straßen- und Gleisanbindung des Hafens, die Herstel- 
lung der äußeren medialen Erschließung sowie die 
Durchführung naturschutz- und waldrechtlicher Kom- 
pensationsmaßnahmen für den Hafen. 

(2) Das Vertragsgebiet umfaßt alle in der Gemeinde Vier- 
raden gelegenen Flächen, auf denen der Erschließung 
des „Hafens Schwedt/Oder-Vierraden“ dienende Anlagen 
und Maßnahmen verwirklicht werden. Das Vertragsgebiet 
ist in dem als Anlage 1 zum Bestandteil dieser Vereinba- 
rung gemachten Plan dargestellt. 

Der Zustand des Vertragsgebietes 
Schwedt/Oder genauestens bekannt. 


ist der Stadt 


82 
Aufgabenübertragung 


(1) Die Stadt Vierraden überträgt der Stadt Schwedt/ Oder 
(a) die Herstellung der äußeren Straßenanbindung des 
Hafens an die Bundesstraße 2 (neu) und an die Kron- 
heide einschließlich der Ausarbeitung aller notwendigen 
Genehmigungen und aller zur tatsächlichen Errichtung 
erforderlichen Maßnahmen, wobei 

aa) die neue direkte Anbindung an die B 2 vor Hafen- 
baubeginn soweit herzustellen ist, daß sie als Baus- 
traße genutzt werden kann. 

ab) die Trassierung der neuen Straßenabschnitte in An- 
lehnung an den Beschluß der Stadtverordnetenver- 
sammlung Vierraden vom 06.03.1997 erfolgt, 

ac) die Stadt Schwedt/Oder berechtigt ist, die für die Er- 
richtung der Straßentrasse notwendigen Grundstücke 
eigentumsrechtlich zu erwerben, 

ad) weitere hoheitliche Vereinbarungen nach Fertigstel- 
lung des Straßenbaus und der Ausgleichsmaßnahmen 
im Rahmen der Straßenwidmung zu regeln sind, 

(b) die Planung der äußeren Gleisanbindung des Ha- 
fens einschließlich der Planunterlagen und der Durch- 
führung der erforderlichen Genehmigungsverfahren, 

(c) die Bauträgerschaft für die Versorgungsleitungen 
und -anlagen für alle erforderlichen Medien. Die Stadt 
Schwedt/Oder wird hierfür, soweit erforderlich, Verträge 
mit den zuständigen Versorgungsträgern schließen. 

(d) die Herstellung von naturschutz- und ggf. waldbau- 
rechtlichen Kompensationsmaßnahmen zum Ausgleich 
der durch die Errichtung vermittelten Eingriffe in Natur 
und Landschaft. 
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(2) Beide Städte sind sich darüber einig, daß zum Zeit- 
punkt dieses Vertragsschlusses nicht alles Erforderliche 
zur Durchführung der gemäß dieser Vereinbarung dele- 
gierten Aufgaben geregelt werden kann. Deshalb ver- 
pflichten sich beide Städte schon jetzt, diese Vereinba- 
rung entsprechend den aus dem Fortschritt des 
Hafenprojektes resultierenden Erfordernissen fortzu- 
schreiben. Dies schließt die Delegation weiterer Aufga- 
ben ein. 


83 
Mitwirkungspflichten und -rechte der Städte Vierra- 
den und Schwedt/Oder 


(1) Beide Städte werden vertrauensvoll zusammenar- 
beiten und hierzu alle erforderlichen Informationen aus- 
tauschen und jederzeit unaufgefordert die für die Wah- 
rung der Belange der jeweils anderen Seite 
wesentlichen Umstände an diese herantragen. 

(2) Die Stadt Vierraden verpflichtet sich, im Rahmen ih- 
rer Planungshoheit alles Erforderliche zu tun, um die 
zügige Entwicklung des Hafens Schwedt/Oder-Vierra- 
den zu unterstützen. 

(3) Die Stadt Schwedt/Oder verpflichtet sich, jederzeit 
über den Fortschritt der Baumaßnahmen zu informie- 
ren. 
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Finanzierung 


(1) Die Finanzierung aller gemäß $ 2 dieser Vereinba- 
rung übertragenen Aufgaben obliegt allein der Stadt 
Schwedt/Oder. 

(2) Ansprüche auf Entschädigungszahlungen entspre- 
chend $ 23 Abs. 4 GKG werden von beiden Vertrags- 
partnern nicht gestellt. 


85 
Vertragsdauer 


Die Öffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt gemäß 8 24 
Abs. 4 GKG am Tage nach der Bekanntmachung im 
Veröffentlichungsblatt des Landkreises Uckermark in 
Kraft. Jedoch fühlen sich die Vertragspartner bereits 
zum Zeitpunkt der Unterzeichnung an die getroffenen 
Vereinbarungen gebunden. Gleichzeitig tritt die Öffent- 
lich-rechtliche Vereinbarung vom 30. November 1996, 


veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 7/1996 des Landkreises 
Uckermark, außer Kraft. Die jetzt geschlossene Verein- 
barung behält ihre Gültigkeit für die Zeit, die zur Reali- 
sierung der im $ 2 (1) übertragenen Aufgaben notwen- 
dig ist. 
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Genehmigungsvorbehalt 


Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung durch 
den Landfrat. 
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Schlußbestimmungen 


(1) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung 
bedürfen der Schriftform. 

(2) Sollten Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirk- 
sam sein oder werden oder fehlen, so berührt dies die 
Wirksamkeit des Vertrages im übrigen nicht. Anstelle 
unwirksamer oder fehlender gelten solche Regelungen 
als vereinbart, die die Vertragspartner schriftlich verein- 
bart hätten, hätten sie die Unwirksamkeit oder das Feh- 
len gekannt. 

(3) Nebenabreden zu dieser Vereinbarung bestehen 
nicht. 

(4) Diese Vereinbarung wurde in drei Ausfertigungen 
unterzeichnet, von denen jede Stadt sowie die Kommu- 
nalaufsicht je ein Exemplar erhält. 


Stadt Schwedt/Oder 


Schauer 
Bürgermeister 


Haase 
Vorsitzender der Stadtverordnetenversammlung 
Stadt Vierraden, vertreten durch das Amt Gartz/Oder 


Wohlthat 
Amtsdirektor Amt Gartz/Oder 


Stockfisch 
Bürgermeisterin Stadt Vierraden 
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Genehmigung 


Die Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen dem 
Amt Templin-Land und den amtsangehörigen Gemein- 
den (außer Gollin und Petznick) zur Errichtung eines 
Wirtschaftshofes Templin -Land wird gemäß $ 24 Abs. 
2 Satz 1 des Gesetzes über die kommunale Gemein- 
schaftsarbeit im Land Brandenburg -GKG- vom 
19.12.1991 (GVBl S. 685) mit der Maßgabe genehmigt, 
daß die Regelung des Inkrafttretens in 8 7 S. 1 der Ver- 
einbarung den gesetzlichen Vorschriften des $ 24 Abs. 
4 GKG angepaßt wird. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Widerspruch beim Landkreis Ucker- 
mark, Der Landrat, Karl-Marx-Straße 1, 17291 Prenzlau 
schriftlich oder zur Niederschrift erhoben werden. 


In Vertretung 


Dr. Krause 


' Öffentlich-rechtliche Vereinbarung | 


zwischen 

dem Amt Templin-Land, vertreten durch die Amtsdirek- 
torin Frau Heike Droebes und dem Amtsausschußvor- 
sitzenden Herrn Bernd Ziemkendorf, 

und 

der Gemeinde Beutel, vertreten durch die Bürgermei- 
sterin Frau Heidemarie Schmidt und die stellvertretende 
Amtsdirektorin Frau Marlies Reppenhagen, 

der Gemeinde Densow, vertreten durch die Bürgermei- 
sterin Frau Elfriede Krempig und die stellvertretende 
Amtsdirektorin Frau Marlies Reppenhagen, 

der Gemeinde Gandenitz, vertreten durch die Bürger- 
meisterin Frau Elisabeth Matthies und die stellvertreten- 
de Amtsdirektorin Frau Marlies Reppenhagen, 

der Gemeinde Grunewald, vertreten durch den Bürger- 
meister Herrn Fritz Putschäw und die stellvertretende 
Amtsdirektorin Frau Marlies Reppenhagen, 

der Gemeinde Groß Dölln, vertreten durch den Bürger- 
meister Herrn Klaus-Dieter Jahns und die stellvertreten- 
de Amtsdirektorin Frau Marlies Reppenhagen, 

der Gemeinde Grunewald, vertreten durch den Bürger- 
meister Herrn Günther Lackner und die stellvertretende 
Amtsdirektorin Frau Marlies Reppenhagen, 

der Gemeinde Herzfelde, vertreten durch den Bürger- 
meister Herrn Hartmut Mehlberg und die stellvertreten- 
de Amtsdirektorin Frau Marlies Reppenhagen, 

der Gemeinde Klosterwalde, vertreten durch die Bür- 
germeisterin Frau Kerstin Schulz und die stellvertreten- 
de Amtsdirektorin Frau Marlies Reppenhagen, 

der Gemeinde Ringenwalde, vertreten durch den Bür- 
germeister Herrn Albrecht Jabs und die stellvertretende 
Amtsdirektorin Frau Marlies Reppenhagen, 

der Gemeinde Röddelin, vertreten durch den Bürger- 
meister Herrn Ulrich Bräuer und die stellvertretende 
Amtsdirektorin Frau Marlies Reppenhagen, 

der Gemeinde Storkow, vertreten durch den Bürgermei- 
ster Herrn Manfred Maaß und die stellvertretende Amts- 
direktorin Frau Marlies Reppenhagen, 


der Gemeinde Herzfelde, vertreten durch den stellver- 
tretenden Bürgermeister Herrn Bernhard Haertel und 
die stellvertretende Amitsdirektorin Frau Marlies Rep- 
penhagen, 


wird gemäß $ 23 Abs. 1 zweiter Halbsatz des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG) vom 
19.12.1991 (GVBl BB S. 685) folgende Öffentlich-recht- 
liche Vereinbarung geschlossen: 


$ 1 


Die Gemeinden Beutel, Densow, Gandenitz, Grune- 
wald, Groß Dölln, Hammelspring, Herzfelde, Klosterwal- 
de, Ringenwalde, Röddelin, Storkow und Vietmannsdorf 
beauftragen das Amt Templin-Land mit der Aufgaben- 
realisierung von pflichtigen und freiwilligen Selbstver- 
waltungsaufgaben, insbesondere folgender Tätigkeiten: 
Grünanlagen- und Baumpflegearbeiten, Friedhofspfle- 
ge, Spielplätze, Containerstandplätze, teilweise Absi- 
cherung Winterdienst. Zur Erfüllung dieser Aufgaben 
wird auf Amtsebene ein Wirtschaftshof gemäß 88 100 
ff. GO gegründet. 


82 


Die Gemeinden verpflichten sich, für die Erfüllung der 
Aufgaben entsprechende finanzielle Mittel in ihre Haus- 
halte einzustellen und bei der Vergabe der Aufträge den 
Wirtschaftshof berücksichtigen. 

Für die Anschubfinanzierung erklären sich die amtsan- 
gehörigen Gemeinden des Amitsbereiches Templin- 
Land bereit, einen Betrag, der durch eine zweiprozenti- 
ge Erhöhung der Amtsumlage zustandekommen würde, 
bereitzustellen und entsprechend in die Haushalte auf- 
zunehmen. Der Wirtschaftshof ist verpflichtet, einen Ei- 
genanteil zu erwirtschaften. 
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83 


Für die Führung des Wirtschaftshofes gelten die ent- 
sprechenden gesetzlichen Regelungen. Eine Betriebs- 
satzung ist entsprechend zu erlassen. 


84 


Der Amtsausschuß Templin-Land behält sich folgende 
Entscheidungen vor: 

1. Gründung/Auflösung Wirtschaftshof 

2. Beschlußfassung Betriebssatzung 

3. Änderung der Rechtsform des Wirtschaftshofes. 


85 


Über die Einstellung, Entlassung und Beförderung von 
Arbeitern und Angestellten entscheidet die Amtsdirekto- 
rin. Dies hat im Benehmen mit dem Werksausschuß zu 
erfolgen. 


Templin, den 09.04.1998 


Ziemkendorf 
Amtsausschußvorsitzender 


Schmidt 
Bürgermeisterin der Gemeinde Beutel 


Krempig 
Bürgermeisterin der Gemeinde Densow 


Matthies 
Bürgermeisterin der Gemeinde Gandenitz 


Putschäw 
Bürgermeister der Gemeinde Grunewald 


Jahns 
Bürgermeister der Gemeinde Groß Dölln 


Lackner 
Bürgermeister der Gemeinde Hammelspring 


Mehlberg 
Bürgermeister der Gemeinde Herzfelde 


Schulz 
Bürgermeisterin der Gemeinde Klosterwalde 


Jabs 
Bürgermeister der Gemeinde Ringenwalde 


Bräuer 
Bürgermeister der Gemeinde Röddelin 


Maaß 
Bürgermeister der Gemeinde Storkow 


Haerrtel 
stellv. Bürgermeister der Gemeinde Vietmannsdorf 
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86 


Die Vereinbarung wird unbefristet abgeschlossen. Die 


‚Kündigung kann 6 Monate vor Ablauf eines Haushalts- 


jahres schriftlich erklärt werden. 

Darüber hinaus wird vereinbart, daß die Vereinbarung 
endet und der Wirtschaftshof aufgelöst wird, wenn die 
notwendige Finanzierung seitens des Wirtschaftshofes 
nicht erbracht wird. Der Amtsausschuß Templin-Land 
stellt dies mit der Feststellung des Jahresabschlusses 
fest. 


87 


Die Vereinbarung wird zum 01.01.1998 wirksam. Die 
Vereinbarung sowie ihre Genehmigung sind öffentlich 
bekanntzumachen im Veröffentlichungsblatt des Land- 
kreises Uckermark. Im Amtsblatt des Amtes Templin- 
Land („Templiner Landnachrichten“) ist auf die Veröf- 
fentlichung hinzuweisen. 


Droebes 
Amtsdirektorin 


Reppenhagen 
stellv. Amtsdirektorin 


Reppenhagen 
stellv. Amtsdirektorin 


Reppenhagen 
stellv. Amtsdirektorin 


Reppenhagen 
stellv. Amtsdirektorin 


Reppenhagen 
stellv. Amtsdirektorin 


Reppenhagen 
stellv. Amtsdirektorin 


Reppenhagen 
stellv. Amtsdirektorin 


Reppenhagen 
stellv. Amtsdirektorin 


Reppenhagen 
stellv. Amtsdirektorin 


Reppenhagen 
stellv. Amtsdirektorin 


Reppenhagen 
stellv. Amtsdirektorin 


Reppenhagen 
stellv. Amtsdirektorin 
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Die Satzung über die Erhebung von Gebühren bei der 
Beseitigung von Tierkörpern, Tierkörperteilen und ent- 
sorgungspflichtigen Erzeugnissen im Landkreis Ucker- 
mark vom 19. Oktober 1994, bekanntgemacht im Amts- 
blatt des Landkreises Uckermark Nr. 5 vom 7. 
Dezember 1994, wird mit Beschluß des Kreistages 
Uckermark vom 06.05.1998 wie folgt geändert: 


Artikel 1 


Der 8 3 wird wie folgt geändert: 

Der Satz nach dem Wort „Gebührenfestsetzung“ wird 
gestrichen. 

a) Der Absatz 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

(1) Gebühren für die Beseitigung anfallender Tierkör- 
per, Tierkörperteile und entsorgungspflichtiger Erzeug- 
nisse werden von den Verursachern gemäß der nach- 
folgenden Tabelle erhoben: 


Entsorgungsmaterial Betrag in DM 
Kategorie | 23,20 (je Stück) 
Pferde/Rinder 

Kategorie Il 15,47 (je Stück) 


Schweine über 50 kg 


Kategorie Ill 

Schweine bis 50 kg, 

Fohlen, Kälber bis 6 Monate 
Ziegen/Schafe, Hunde und 

sonstige Tiere (z. B. Wild oder Zootiere) 


7,73 (je Stück) 


Auf der Grundlage des $ 44 Abs. 7 der Landkreisord- 
nung für das Land Brandenburg (Landkreisordnung - 
LKrO) vom 15.10.1993 (GVBl Teil | Nr. 22 S. 433) in der 
z. Z. geltenden Fassung in Verbindung mit $ 99 Abs. 5 
des Gesetzes über die Schulen im Land Brandenburg 
(BbgSchulG) vom 12. 04.1996 (GVBl Teil I Nr. 9 S. 102 


Entsorgungsmaterial 


Betrag in DM 


Kategorie IV 
Ferkel bis 20 kg, 
Lämmer, Katzen 


0,58 (je Stück) 


loses Material 116,00 (je Tonne) 
(z. B. Nachgeburten und andere 

Tierkörperteile sowie 

entsorgungspflichtige Erzeugnisse) 

Mindestgebühr je Anfahrt 7,18 


b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden aufgehoben. 
c) Der bisherige Absatz 4 wird zum Absatz 2. 


Artikel 2 


Die 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Er- 
hebung von Gebühren bei der Beseitigung von Tierkör- 
pern, Tierkörperteilen und entsorgungspflichtigen Er- 
zeugnissen im Landkreis Uckermark tritt am 1. April 
1998 in Kraft. 


Prenzlau, den 07.05.1998 


Dr. Benthin 
Landrat 


Klatt 
Vorsitzender des Kreistages 


vom 18.04.1996) und mit Beschluß des Kreistages 
Uckermark vom 06.05.1998 wird die Vorsitzende des 
Kreisschulbeirates, Frau Gabriele Schröder, wohnhaft in 
16303 Schwedt/Oder, Felchower Straße 9, als sachkun- 
dige Einwohnerin des Kultur-, Bildungs- und Sportaus- 
schusses (KBSA) des Kreistages Uckermark berufen. 


Die Abgeordneten des Kreistages Uckermark haben in 
ihrer Sitzung am 06.05.1998 folgenden Beschluß gefaßt: 
„Der Kreistag beschließt über den Jahresabschluß des 
Eigenbetriebes Deponie Milmersdorf/Prenzlau und er- 
teilt dem Leiter für das Wirtschaftsjahr 1996 Entlastung. 
Der Jahresverlust in Höhe von 712.725,47 DM wird auf 
neue Rechnung vorgetragen und innerhalb der näch- 
sten fünf Jahre ausgeglichen.“ 


Der JahresabschlußB 1996 des Eigenbetriebes des 
Landkreises Abfallentsorgungsanlage Deponie Milmers- 
dorf/Prenzlau liegt vom 22. Juni bis 29. Juni 1998 zu 
den offiziellen Sprechzeiten in der Kreisverwaltung 
Uckermark, Karl-Marx-Straße 1, Prenzlau, Zimmer 127 
(Bürgerberatung) öffentlich aus. 
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Zur einstweiligen Sicherstellung des geplanten Ge- 
schützten Landschaftsbestandteils (GLB) „Kreidegrube 
Ludwigshöhe bei Schmölln“ auf dem Flurstück 10 der 
Flur 3 in der Gemarkung Schmölln wird verfügt: 


1. Auf dem Flurstück 10 sind alle Maßnahmen verbo- 
ten, die dem Zweck des geplanten Geschützten Land- 
schaftsbestandteils entgegenstehen, insbesondere ist 
untersagt: 

- Abgrabungen und Aufschüttungen vorzunehmen, 

- Pflanzen von ihrem Standort zu entnehmen oder ihre 
Bestände niederzuschlagen oder auf sonstige Weise 
zu beeinträchtigen, 

- Erd- oder sonstiges Material abzulagern, 

- Abwasser, Fäkalien oder Gülle abzulassen, 

- Kreide zu entnehmen, 

- bauliche Anlagen zu errichten. 


2. Die Verbote gelten bis zu einem Abstand von 10 m in 
Richtung der landwirtschaftlichen Nutzfläche ab Gru- 
benkante. Ausgenommen von den Verboten ist die ord- 
nungsgemäße landwirtschaftliche Bodennutzung. 


3. Ausnahmen von den Verboten unter 1. können auf 
Antrag von der unteren Naturschutzbehörde zugelas- 
sen werden, wenn das Vorhaben dem Schutzzweck 
nicht erheblich entgegensteht. 


Schutzzweck 


Schutzzweck ist: 

- der Erhalt der vorhandenen Reste einer aufgeschlos- 
senen Kreidescholle mit prätertiären Gesteinen in ei- 
ner quartären Ablagerung, die im Land Brandenburg 
äußerst selten sind, sowie 

- der Erhalt der aufgeschlossenen Grube zur Sicherung 
der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, insbeson- 
dere als Lebensraum gefährdeter Tier- und Pflanzen- 


Der Bericht des Landkreises Uckermark über seine Be- 
teiligungen an Unternehmen in der Rechtsform des pri- 
vaten Rechts, Stand 31.12.1996, liegt ab sofort in der 
Bürgerberatung der Kreisverwaltung Uckermark, Karl- 


arten sowie 

- der Erhalt der aufgeschlossenen Kreidescholle aus 
naturwissenschaftlichen Gründen und als Lehrobjekt 
für erdgeschichtliche Vorgänge. 


Begründung 


Zuständig für die einstweilige Sicherstellung von Ge- 
schützten Landschaftsbestandteilen ist gemäß 8 27 
Abs. 1 Satz 1 des Brandenburgischen Naturschutzge- 
setzes die untere Naturschutzbehörde. Sie kann durch 
Verfügung ($ 27 Abs. 2 BbgNatSchG) Handlungen ver- 
bieten, die geeignet sind, den Schutzgegenstand nach- 
teilig zu verändern. Die einstweilige Sicherstellung kann 
verfügt werden, wenn zu befürchten ist, daß durch Ver- 
änderungen der beabsichtigte Schutzzweck gefährdet 
wird ($ 27 Abs. 2 BbgNatSchG). Der Schutzzweck 
könnte gefährdet sein, da Planungen bestehen, die jet- 
zige Nutzung des Grundstückes aufzugeben und es ei- 
ner anderen Nutzung, die mit einer Bebauung verbun- 
den ist, zuzuführen. 

Als Geschützte Landschaftsbestandteile können gemäß 
8 24 Abs. 2 Nr. 2 BbgNatSchG u. a. Ton- und Mergel- 
gruben festgesetzt werden. Auch eine Kreidegrube ist 
in diese Kategorie einzuordnen. 

Um die Gefahr einer möglichen Beeinträchtigung der 
Kreidegrube abwehren zu können, ist die einstweilige 
Sicherstellung durch Verfügung erforderlich. 

Die einstweilige Sicherstellung erfolgt auf der Grundla- 
ge des $ 27 Abs. 1 BbgNatSchG bis zum 31. Mai 2000. 
Sie tritt mit Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkrei- 
ses Uckermark in Kraft. 


Prenzlau, den 23.03.1998 


Dr. Benthin 
Landrat 


Marx-Straße 1 in Prenzlau, Zimmer 127 öffentlich aus. 
Die Einsichtnahme in diesen Bericht ist jedermann 
während der Sprechzeiten gestattet. 
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Aktivseite Jahresbilanz zum 31. Dezember 1996 


31.12.1995 
DM DM DM TDM 

1. Barreserve 
a) Kassenbestand 21.005.757,86 19.220 
b) Guthaben bei der Deutschen Bundesbank 19.866.861,47 8.415 


40.872.619,33 27.635 


2. Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel, die zur Refinanzierung bei der Deutschen Bundesbank zugelassen sind 
a) Schatzwechsel und unverzinsliche Schatzan weisungen 


sowie ähnliche Schuldtitel öffentlicher Stellen 0,00 0 
b) Wechsel 0,00 0 
0,00 0 
3. Forderungen an Kreditinstitute 

a) täglich fällig 38.465.329,61 143.870 
b) andere Forderungen 140.560.901,68 16.582 
179.026.231,29 160.452 
4. Forderungen an Kunden 577.514.480,64 489.583 

darunter: durch Grundpfandrechte 
gesichert 202.489.485,99 DM (169.589) 
Kommunalkredite: 73.147.371,28 DM ( 55.576) 


5. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 
a) Geldmarktpapiere 


aa) von öffentlichen Emittenten 2.144.777,78 7.396 
ab) von anderen Emittenten 0,00 0 
2.144.777,78 7.396 

b) Anleihen und Schuldverschreibungen 
ba) von öffentlichen Emittenten 119.256.028,33 144.356 
bb) von anderen Emittenten 288.958.287,64 258.854 
darunter: beleihbar bei der Deutschen 408.214.315,97 403.210 
Bundesbank 405.126.165,97 DM (395.300) 
c) eigene Schuldverschreibungen 0,00 0 
410.359.093,75 410.606 
Nennbetrag 0,00 DM ( 0) 
6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 0,00 2.391 
7. Beteiligungen 1.817.718,07 1.664 
darunter: an Kreditinstituten 0,00 DM ( 0) 
8. Anteile an verbundenen Unternehmen 0,00 0 
darunter: an Kreditinstituten 0,00 DM ( 0) 
9. Treuhandvermögen 18.379.532,55 17.230 
darunter Treuhandkredite 18.379.532,55 DM ( 17.230) 


10. Ausgleichsforderungen gegen die öffentliche Hand einschließlich Schuldverschreibungen aus deren Umtausch 
74.900.185,13 75.810 


11. Immaterielle Anlagewerte 0,00 0 
12. Sachanlagen 24.642.237,44 28.642 
13. Sonstige Vermögensgegenstände 1.790.926,86 7,592 
14. Rechnungsabgrenzungsposten 1.328.164,28 1.366 


Summe der Aktiva 330.631.189,34 1.222.911 


es 
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Passivseite 
31.12.1995 
DM DM DM TDM 
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
a) täglich fällig 12.464.862,73 8.051 
b) mit vereinbarter Laufzeit oder Küdigungsfrist 266.373.876,57 204.401 


278.838.739,30 212.452 
2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 
a) Spareinlagen 
aa) mit vereinbarter Kündigungsfrist 


von drei Monaten 309.188.997,82 292.384 

ab) mit vereinbarter Kündigungsfrist ü 
von mehr als drei Monaten 171.696.947,75 180.120 
480.885.945,57 472.504 

b) andere Verbindlichkeiten 
ba) täglich fällig 330.816.780,64 329.035 
bb) mit vereinbarter Laufzeit oder 

Kündigungsfrist 138.081.741,26 117.856 
468.898.521,90 446.891 


949.784.467,47 919.395 


3. Verbriefte Verbindlichkeiten 
a) begebene Schuldverschreibungen 0,00 0 
b) andere verbriefte Verbindlichkeiten 0,00 0 
0,00 0 
darunter: 
Geldmarktpapiere 0,00 DM ( 0) 
eigene Akzepta und 
Solawechsel im Umlauf 0,00 DM ( 0) 
4. Treuhandverbindlichkeiten 18.379.532,55 17.230 
darunter: Treuhandkredite 18.379.532,55 ( 17.230) 
5. Sonstige Verbindlichkeiten 1.454.096,80 1.235 
6. Rechnungsabgrenzungsposten 2.402.634,56 2.231 
7. Rückstellungen 
a) Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 1.616.415,00 1.449 
b) Steuerrückstellungen 3.901.160,62 5.300 
c) andere Rückstellungen j 1.972.562,95 3.507 
7.490.138,57 10.256 
8. Sonderposten mit Rücklageanteil 0,00 0 
9. Nachrangige Verbindlichkeiten 30.862.031,34 23.580 
10. Genußrechtskapital 0,00 0 
darunter. vor Ablauf von zweilahren fällig 0,00 DM ( 0) 
11. Eigenkapital 
a) gezeichnetes Kapital 0,00 0 
b) Kapitalrücklage 0,00 0 
c) Gewinnrücklagen 
ca) Sicherheitsrücklage 40.194.546,67 35.964 
cb) andere Rücklagen 0,00 0 
40.194.546,67 35.964 
d) Bilanzgewinn 1.225.002,08 568 
41.419.548,75 36.532 
Summe der Passiva 1.330.631.189,34 1.222.911 
1. Eventualverbindlichkeiten 
a) Eventualverbindlichkeiten aus.weitergegebenen 
abgerechneten Wechseln 2.922.151,31 2.014 
b) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften und 
Gewährleistungsverträgen 26.319.336,62 20.675 
c) Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten für 
fremde Verbindlichkeiten 0,00 0 


29.241.487,93 22.689 
2. Andere Verpflichtungen 
a) Rücknahmeverpflichtungen aus - 
unechten Pensionsgeschäften 0,00 0 


b) Plazierungs- und Übernahmeverpflichtungen 0,00 0 
c) Unwiderrufliche Kreditzusagen . 2.898.000,00 7.365 


2.898.000,00 7.365 
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG FÜR DIE ZEIT VOM 1. JANUAR BIS 31. DEZEMBER 1996 


31.12.1995 
DM DM DM TDM 
1. Zinserträge aus \ 
a) Kredit- und Geldmarktgeschäften 50.676.726,22 44.179 
b) festverzinslichen Wertpapieren 
und Schuldbuchforderungen 28.875.504,86 28.843 
79.552.231,08 73.022 
2. Zinsaufwendungen 33.391.691,11 34.103 
€ 46.160.539,97 38.919 
3. Laufende Erträge aus 
a) Aktien und anderen nicht 
festverzinslichen Wertpapieren 16.653,57 ( 1.505) 
b) Beteiligungen 0,00 ( 0) 
c) Anteilen an verbundenen Unternehmen 0,00 ( 0) 
16.653,57 1.505 
4. Erträge aus Gewinngemeinschaften, Gewinn- 
abführungs- oder Teilgewinnabführungsverträgen 0,00 0 
5. Provisionserträge 8.500.844,26 8.194) 
6. Provisionsaufwendungen 371.383,76 ( 513) 
8.129.460,50 7.681 
7. Nettoertrag aus Finanzgeschäften 62.441,83 140 
8. Sonstige betriebliche Erträge 1.663.340,82 988 
9. Erträge aus der Auflösung von 
Sonderposten mit Rücklageanteil 0,00 0 
56.032.436,69 49.233 
10. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen 
a) Personalaufwand 
aa) Löhne und Gehälter 12.475.476,68 ( 12.969) 
ab) Soziale Abgaben und Aufwendungen 
für Altersversorgung und Unterstützung 2.606.206,57 ( 2.848) 
darunter: für Altersversorgung 319.333,29 DM 15.081.683,25 15.817 
( 499) 
b) andere Verwaltungsaufwendungen 9.974.985,17 ( 11.082) 
. 25.056.668,42 26.899 
11. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen 10.310.570,97 10.882 
12. Sonstige betriebliche Aufwendungen 496.143,98 1.602 
13. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Forderungen und bestimmte Wertpapiere sowie 
Zuführungen zu Rückstellungen im Kreditgeschäft 8.499.025,69 ( 871) 
14. Erträge aus Zuschreibungen zu Forderungen und bestimmten Wertpapieren sowie aus der Auflösung 
von Rückstellungen im Kreditgeschäft 0,00 0 
8.499.025,69 ( 871) 
15. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Beteiligungen, Anteile an verbundenen Unternehmen und wie 
Anlagevermögen behandelte Wertpapiere 0,00 ( 10) 
16. Erträge aus Zuschreibungen zu Beteiligungen, Anteilen an verbundenen Unternehmen und wie 
Anlagevermögen behandelten Wertpapieren 694.000,00 0) 
694.000,00 10 
17. Aufwendungen aus Verlustübernahme 0,00 0 
18. Einstellungen in Sonderposten mit Rücklageanteil 0,00 0 
19. Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit 12.364.027,63 8.969 
20. Außerordentliche Erträge 0,00 ( 0) 
21. Außerordentliche Aufwendungen 0,00 ( 0) 
22. Außerordentliches Ergebnis 0,00 ( 0) 
23. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 7.441.488,06 ( 4.696) 
24. Sonstige Steuern, soweit nicht unter Posten 12 ausgewiesen 34.537,49 ( 11) 
7.476.025,55 4.707 
25. Jahresüberschuß 4.888.002,08 4.262 
26. Gewinnvortrag/Verlustvortrag aus dem Vorjahr 0,00 276 
4.888.002,08 4.538 
27. Entnahmen aus Gewinnrücklagen 
a) aus der Sicherheitsrücklage 0,00 ( 0) 
b) aus anderen Rücklagen 0,00 ( 0) 
0,00 0 
4.888.002,08 4.538 
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28. Einstellungen in Gewinnrücklagen 
a) in die Sicherheitsrücklage 
b) in andere Rücklagen 


29. Bilanzgewinn 


DM DM DM 


31.12.1995 
TDM 


3.663000,00 
0,00 


3.970) 
0) 
3.970) 
568 


3.663.000,00 
1.225.002,08 


ANHANG ZUM JAHRESABSCHLUB 1996 DER SPARKASSE UCKERMARK 


Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 


Forderungen an Kunden und Kreditinstitute haben wir 
mit dem Nennwert bilanziert. Bei Darlehen wird der Dif- 
ferenzbetrag zwischen Nennwert und Auszahlungsbe- 
trag in die Rechnungsabgrenzungsposten der Passiv- 
seite aufgenommen. Die Auflösung erfolgt grundsätzlich 
laufzeit- und kapitalanteilig. Im Fall von Festzinsverein- 
barungen erfolgt die Verteilung auf die Dauer der Fest- 
zinsleistung. ’ 

Bei den Forderungen an Kunden wurde durch die Bil- 
dung von Einzelwertberichtigungen dem aktuellen Aus- 
fallrisiko Rechnung getragen. Das allgemeine Kreditrisi- 
ko wurde durch angemessene Pauschalwertberich- 
tigungen zu Forderungen berücksichtigt. Die Höhe der 
Pauschalwertberichtigung wird im Gegensatz zum Vor- 
jahr entsprechend dem Schreiben des Bundesministeri- 
ums der Finanzen vom 10. Januar 1994 ermittelt. 

Der Wechselbestand wurde zum Zeitwert bilanziert. 

Die Ermittlung der Anschaffungskosten der Wertpapiere 
erfolgte nach der Durchschnittsmethode. Während die 
Bewertung der der Wertpapiere der Liquiditätsreserve 


zum strengen Niederstwertprinzip erfolgte, sind die. 


Wertpapiere des Anlagevermögens zu den Anschaf- 
fungskosten bzw. zu den fortgeführten Buchwerten an- 
gesetzt worden. Ein niedrigerer Wertansatz wird aus 
steuerlichen Gründen beibehalten. 

Beteiligungen wurden zu Anschaffungskosten bilanziert. 
Abschreibungen auf den niedrigeren beizulegenden 
Wert waren nicht vorzunehmen. 

Die Ausgleichsforderungen gegen die öffentliche Hand 
sind mit einem Nennbetrag bzw. für Schuldverschrei- 
bungen aus deren Umtausch mit dem niedrigeren 
Marktpreis angesetzt worden. , 

Eine Zuteilung von Ausgleichsforderungen gemäß 8 40 
DMBIIG ist bis zum Bilanzstichtag vorläufig vorab mit ei- 
ner Quote von 90 % auf einen Nennbetrag von 187.035 
TDM erfolgt. Bei Bewertungen stehen unter dem Vorbe- 
halt der Bestätigung der Umstellungsrechnung (DM- 
Eröffnungsbilanz zum 01.07.1990) und der endgültigen 
Zuteilung der Ausgleichsforderungen durch Bescheid 
des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen. 
Während der im Bestätigungsverfahren zur DM-Eröff- 
nungsbilanz noch strittigen Bewertungen wurde in lau- 
fender Rechnung auf den entsprechenden Teilbetrag 
der Ausgleichsforderungen bzw. auf die darauf entfal- 


lenden Zinsforderungen eine Wertberichtigung gebildet. 
Abführungsverpflichtungen von Ausgleichsforderungen 
bestehen zum Bilanzstichtag aus $ 43a DMBilG. Der 
Ausweis der Abführungsverpflichtung zum Bilanzstich- 
tag erfolgt unter sonstige Verbindlichkeiten. 

Das Sachanlagevermögen wurde teilweise mit den 
höchsten steuerlich zulässigen Werten abgeschlossen. 
Von Bedeutung waren hierbei die Vorschriften des För- 
dergebietsgesetzes. 

Daneben waren außerplanmäßige Abschreibungen zu 
berücksichtigen. Die zugrundegelegten Nutzungsdau- 
ern entsprechen den Vorschriften des EStG bzw. den 
amtlichen AfA-Tabellen. - 

Bei beweglichen, abnutzbaren Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens erfolgten die planmäßigen Abschrei- 
bungen linear, wobei von der Vereinfachungsregelung 
der Richtlinie 44 Abs. 2 EStR Gebrauch gemacht wurde 
bzw. bei Mieterein- und -umbauten entsprechend der 
voraussichtlichen Mietdauer bzw. kürzeren Nutzungs- 
dauer. Geringwertige Wirtschaftsgüter mit Anschaf- 
fungskosten bis 800 DM sind im Erwerbsjahr voll abge- 
schrieben worden. 

Die allein nach steuerrechtlichen Vorschriften im Be- 
richtsjahr vorgenommenen Abschreibungen betragen 
auf die wie Anlagevermögen bewerteten Vermögensge- 
genstände 6.269 TDM. Sie wurden aufgrund $ 4 Förd- 
ergebietsG gebildet. 

Aufgrund der steuerrechtlichen Abschreibung und der 
daraus resultierenden Beeinflussung des Steuerauf- 
wandes liegt der ausgewiesene Jahresgewinn um etwa 
ein Drittel unter dem Betrag, der sonst auszuweisen ge- 
wesen wäre. 

Verbindlichkeiten sind mit dem Rückzahlungsbetrag bi- 
lanziert. 

Rückstellungen für Pensionen sind nach dem Teilwert- 
verfahren auf der Grundlage eines Rechnungszins- 
fußes von 6 % gemäß $ 6a EStG ermittelt worden. Bei 
der Bildung der sonstigen Rückstellungen sind alle un- 
gewissen Verbindlichkeiten, drohenden Verluste und er- 
kennbaren Risiken berücksichtigt worden. 

Die zur Absicherung von Zinsänderungsrisiken abge- 
schlossenen Zinsswapgeschäfte wurden in die Gesamt- 
betrachtung des Zinsänderungsrisikos einbezogen und 
waren somit nicht gesondert zu bewerten. 

Auf Fremdwährung lautende Bargeldbestände wurden 
zum Kassakurs am Bilanzstichtag umgerechnet. 
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B) Erläuterungen zur Jahresbilanz 


Aktivseite: 


Posten 3: Forderungen an Kreditinstitute 

In diesen Posten sind enthalten: 

Forderungen an die eigene Girozentrale 73.173.792,83 DM 

Die unter Posten 3b) andere Forderungen ausgewiesenen Bestände gliedern sich nach ihrer ursprünglich verein- 
barten Laufzeit oder Kündigungsfrist wie folgt: 


- weniger als drei Monate 134.151.022,22 DM 
- mindestens drei Monate, aber weniger als vier Jahre 5.212.992,79 DM 
- vier Jahre oder länger 1.196.886,67 DM 


Posten 4: Forderungen an Kunden 
In diesen Posten sind enthalten: 
Forderungen an Unternehmen, mit denen ein 


Beteiligungsverhältnis besteht 712.083,09 DM 

Die Forderungen an Kunden gleidern sich nach ihrer ursprünglich vereinbarten Laufzeit oder Kündigungsfrist wie 
folgt: u 
- weniger als vier Jahre 76.567.961,10 DM 

- vier Jahre oder länger 500.946.519,54 DM 


Posten 5: Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 

Von den in diesem Posten enthaltenen Wertpapieren sind 

börsennotiert 410.359.093,75 DM 

nicht börsennotiert 0,00 DM 

Die unter Posten 5b) ausgewiesenen Anleihen und Schuldverschreibungen gliedern sich nach der ursprünglichen 
Laufzeit der Anlagen wie folgt: 


bis zu vier Jahren von mehr als vier Jahren 
(DM) (DM) 

ba) von öffentlichen Emittenten 23.674.999,86 95.581.028,47 

bb) von anderen Emittenten 54.653.088,89 234.305.198,75 

Posten 7: Beteiligungen 

Es sind keine Beteiligungen in Wertpapieren verbrieft. 

Posten 9: Treuhandvermögen uw 


Das Treuhandvermögen betrifft in voller Höhe Forderungen an Kunden. 


Posten 12: Sachanlagen 

Die für sparkassenbetriebliche Zwecke genutzten Grundstücke und 

Bauten haben einen Bilanzwert in Höhe von 19.259.564,44 DM 
Der Bilanzwert der Betriebs- und Geschäftsausstattung beträgt 4.583.494,00 DM 


Posten 14: Rechnungsabgrenzungsposten 

Unterschiedsbetrag zwischen Rückzahlungs- und niedrigerem 

Ausgabebetrag bei Verbindlichkeiten oder Anleihen 1.163.754,54 DM 
Bestand am 31.12. des Vorjahres 1.200.104,80 DM 
Der Gesamtbetrag der auf Fremdwährung lautenden Vermögens- 

gegenstände beläuft sich auf 253.436,36 DM 
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ANLAGENSPIEGEL 


Entwicklung des Anlagevermögens (in TDM) 


Zuschrei- 
bungen 


Anschaffungs-/Herstellungskosten Abschreibungen |Buchwerte 


01.01.1996] Zugänge | Umbuchungen |Abgänge 


Sachanlagen 


Schuldverschrei- 
bungen und and. 
festverzinsliche 

Wertpapiere - 3.064 82.597 85.661 


)* in dieser Summe sind 3 TDM Abschreibungen aus Vorjahren enthalten: Ausweis GV 12 


Die Abschreibungen des laufenden Jahres sind kein rechnerischer Bestandteil des Anlagespiegels. 

In den Beteiligungen sind zwei Posten über 20% des Eigenkapitals der jewiligen Gesellschaft enthalten. 

Auf die Angaben nach $ 285 Nr. 11 HGB und die Aufstellung einer Konzernbilanz wird gemäß $ 286 abs. 3 Nr. 1 
HGB und $ 296 Abs. 1 und 2 HGB verzichtet. 


Passivseite: 


Posten 1: Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 


In diesem Posten sind enthalten: 

Verbindlichkeiten gegenüber der eigenen Girozentrale 55.923.773,78 DM 
Die unter Posten 1b) ausgewiesenen Bestände gliedern sich nach ihrer 

ursprünglich vereinbarten Laufzeit oder Kündigungsfrist wie folgt: 


- weniger als drei Monate 0,00 DM 
- mindestens drei Monate, aber weniger als vier Jahre 0,00 DM 
- vier Jahre oder länger 266.373.876,57 DM 


Von den unter Posten 1b) ausgewiesenen Verbindlichkeiten mit einer 

Laufzeit oder Kündigungsfrist von vier Jahren oder länger sind vor Ablauf 

von vier Jahren zur Rückzahlung fällig 57.060.534,18 DM 
Der Gesamtbetrag der als Sicherheit für Verbindlichkeiten 

gegenüber Kreditinstituten übertragenen Vermögensgegenständen beläuft 

sich auf 85.693.622,00 DM 


Posten 2: Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 


Die unter Posten 2b) Unterposten bb) ausgewiesenen Bestände gliedern sich nach ihrer ursprünglich vereinbarten 
Laufzeit oder Kündigungsfrist wie folgt: 


- weniger als drei Monate 90.927.120,70 DM 
- mindestens drei Monate, aber weniger als vier Jahre 18.560.490,85 DM 
- vier Jahre oder länger 28.594.129,71 DM 


Von den unter Posten 2b) Unterposten bb) ausgewiesenen Verbindlich- 
keiten mit einer Laufzeit oder Kündigungsfrist von vier Jahren oder 
länger sind vor Ablauf von vier Jahren zur Rückzahlung fällig 26.935.203,11 DM 
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Posten 4: Treuhandverbindlichkeiten 

Die Treuhandverbindlichkeiten betreffen in voller Höhe Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten. 

Posten 6: Rechnungsabgrenzungsposten 

Unterschiedsbeträge zwischen dem Auszahlungsbetrag bzw. 

Anschaffungskosten von Forderungen gegenüber dem höheren 

Nominalwert sind enthalten mit 2.391.211,98 DM 
Bestand am 31.12. des Vorjahres 2.208.662,04 DM 


Posten 7: Rückstellungen 


Unter Posten 7b) Steuerrückstellungen ist eine Rückstellung 


für latente Steuerverpflichtungen in Höhe von 1.171.491,30 DM 
enthalten. 
Bestand am 31.12. des Vorjahres 1.176.678,00 DM 


Posten 9: Nachrangige Verbindlichkeiten 


Für nachrangige Verbindlichkeiten sind im Berichtsjahr Zinsen 

und andere Aufwendungen in Höhe von 1.791.625,04 DM 
angefallen. 

Die einzelnen Mittelaufnahmen übersteigen 10 % des Gesamtbetrages nicht. 

Die Mittelaufnahmen sind im Durchschnitt mit 6,39 % verzinslich. 

Die Bedingungen der Nachrangigkeit bei diesen Mitteln entsprechen $ 10 Abs. 5a KWG. 

Die Ursprungslaufzeiten bewegen sich zwischen 5 und 10 Jahren. Im Folgejahr werden aus diesen 
Mittelaufnahmen keine Beträge zur Rückzahlung fällig. 


Passiva unter dem Strich: 

1. Eventualverbindlichkeiten 

In diesen Posten sind enthalten: 

Eventualverbindlichkeiten, resultierend aus Avalkrediten gegenüber 

Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 373.468,51 DM 
C) Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Posten 8: Sonstige betriebliche Erträge 

Für 1991 bis 1994 zuviel entrichtete Körperschafts- und Gewerbesteuer 

wurden Zinsen in Höhe von 914.681,00 DM 
erstattet. 


D) Sonstige Angaben 


Den Organen der Sparkasse gehören an: 


Verwaltungsrat: 
Vorsitzender: stellvertretende Vorsitzende: 
Dr. Joachim Benthin Wolfgang Hoffmann 
Horst Herrmann 
Mitglieder: 


Klaus Brandt, Margit Dura, Andreas Engel, Birgit Fengler, Wolf-Hugo Just, Hubert Moser, Sylvia Steinhauser, 
Günter Stegemann (bis Juni 1996), Harald Nowak (ab September 1996), Michael Strauß, 
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Vorstand: 


Vorsitzender: 
Uwe Schmidt 


Mitglieder: 
Wolfgang Janitschke 
Bodo Mantei 


stellvertretendes Vorstandsmitglied: 
Peter Klinkenberg 


Die Pensionsrückstellungen für die früheren Mitglieder 
des Vorstandes und ihre Hinterbliebenen betragen am 
31.12.1996 insgesamt 892 TDM. 

Die Gesamtbezüge der Mitglieder des Vorstandes 
betrugen im Berichtsjahr 816 TDM. 

Den Mitgliedern des Vorstandes wurden Kredite in 
Höhe von 1.761 TDM und den Mitgliedern des 
Verwaltungsrates in Höhe von 780 TDM gewährt. 


Im Jahresdurchschnitt wurden beschäftigt: 
218 Vollzeitkräfte, 

10 Teilzeitkräfte, 

16 Auszubildende. 


Prenzlau, den 17. Juli 1997 


Der Vorstand 
gez. Schmidt, gez. Janitschke, gez. Mantei, gez. 
Klinkenberg 


Bestätigungsvermerk 


Die Buchführung und der Jahresabschluß entsprechen 
nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den gesetzlichen 
Vorschriften. Der Jahresabschluß vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent- 
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Sparkasse. Der Lagebericht steht im 
Einklang mit dem Jahresabschluß. 


Berlin, 17. Juli 1997 


Sparkassen- und Giroverband für die Sparkassen in 
den Ländern Brandenburg, Freistaat Sachsen, 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt 
-Prüfungsstelle- 
Wirtschaftsprüfer Verbandsprüfer 

Der Jahresabschluß ist durch den Verwaltungsrat der 
Sparkasse Uckermark in seiner Sitzung am 23.10.1997 
festgestellt worden. 


Prenzlau, den 23.10.1997 Der Vorstand 


LAGEBERICHT ZUM JAHRESABSCHLUB DER SPARKASSE UCKERMARK ZUM 31. DEZEMBER 1996 


Das Jahr 1996 bestätigte die positive Entwicklung der 
Sparkasse Uckermark. Die Verbesserung und 
Festigung der Strukturen und der Vertriebsaktivitäten 
trugen dazu bei, die Rolle der Sparkasse als 
Marktführer im Geschäftsgebiet zu unterstreichen. 

Die Einlagen der Kunden wuchsen 1996 um 37,6 Mio. 
DM. Damit betragen sie jetzt 980,6 Mio. DM, darunter 
30,9 Mio. DM nachrangige Verbindlichkeiten. Über 59,7 
Mio. DM konnte das neu eingeführte Produkt Zuwachs- 
sparen aus Umschichtungen und Neuanlagen ‚gewin- 
nen. Der Zuwachs der Kundenwertpapierbestän-de ver- 
langsamte sich, wurde aber durch starke Handels- 
aktivitäten im Bestand begleitet. 

Die Forderungen an Kunden stiegen von 489,6 Mio DM 
um 87,9 Mio DM auf 577,5 Mio DM. Neben dieser Stei- 
gerung unterstreicht der überdurchschnittliche Bestand 
öffentlicher Fördermittel die hohe Aktivität der Sparkas- 
se in der Region. 

Leicht unter Vorjahrniveau war der Absatz von 
Bausparverträgen für die Landesbausparkasse Ost AG. 
Neben dem Absatz von Produkten der Feuersozietät/ 
Öffentliche Leben konnte die Vermittlung von Immobili- 
en gestärkt und ausgebaut werden. 


Die aus dem neuen Brandenburgischen Sparkassenge- 
setz abzuleitenden Maßnahmen und Änderungen wur- 
den schnellstmöglich im Rahmen der zeitlichen Mög- 
lichkeiten der beschließenden Gremien umgesetzt. 

Der Um- und Ausbau des Geschäftsstellennetzes wur- 
de weitgehend abgeschlossen. Die Geschäftsstellen 
Boitzenburg, Fürstenwerder, Greiffenberg und Passow 
konnten neue Räumlichkeiten beziehen. In Lübbenow 
wurde mit Eröffnung einer neuen SB-Geschäftsstelle 
mit Beratungsmöglichkeit die Präsenz in einem bisher 
unzureichend erschlossenen Gebiet verbessert. Seit 
dem 1. Juli 1996 steht die Sparkasse ihren Kunden 
auch Samstag vormittags für Beratungen zur Verfü- 
gung. Mit der Beteiligung der Sparkasse Uckermark an 
der S-Direkt-Marketing GmbH & Co. KG Halle wurde 
die Grundlage für den Einstieg in das Direktbankge- 
schäft als ergänzendem Vertriebsweg gelegt. 


Wirtschaftliche Verhältnisse 


Die wirtschaftlichen Verhältnisse der Sparkasse Ucker- 
mark sind geordnet. 
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Finanzlage 


Die Zahlungsbereitschaft der Sparkasse Uckermark war 
im Jahr 1996 jederzeit gewährleistet. Die vom Bundes- 
aufsichtsamt für das Kreditwesen aufgestellten 
Grundsätze wurden eingehalten. 


Ertragslage 


Die Ertragslage der Sparkasse Uckermark hat sich po- 
sitiv entwickelt. Zins- und Provisionsüberschuß konnten 
verbessert werden. Die Belastung des Ergebnisses 
durch den Personal- und Sachkostenblock ging zurück. 
Hierzu trugen die im Vorjahr eingeleiteten Verbesserun- 
gen der Kostenstruktur deutlich bei. Der Ergebnisbei- 
trag aus der Bewertung des Wertpapiergeschäftes hat 
sich verringert. Nach Durchführung aller Bewertungs- 
maßnahmen wird ein Bilanzgewinn von 1,225 Mio. DM 
ausgewiesen. 


Vermögenslage 


Der ausgewiesene Bilanzgewinn wird der Sicherheits- 
rücklage zugeführt. Diese beträgt dann 41,420 Mio. 
DM. 

Die Bewertung der aktiven und passiven Bilanzpositio- 
nen entsprechen den gesetzlichen Bestimmungen. Den 
im Berichtsjahr erkennbar gewordenen Ausfallrisiken 
wurde durch entsprechende Bildung von Einzelwertbe- 
richtigungen bzw. Rückstellungen Rechnung getragen. 


Ausblick 


Mit der Eröffnung des Geschäftsstellenneubaus in 
Gramzow im Frühjahr 1997 wird der letzte der in den 
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Vorjahren geplanten Um- und Neubauten zur Verbesse- 
rung im Geschäftsstellennetz vollendet sein. Für die 
Versorgung der Bevölkerung mit Bargeld wird das Geld- 
automatennetz. weiter ausgebaut werden. Im ersten 
Quartal 1997 wird ein SB-Standort in Marktkauf in 
Prenzlau eröffnet werden. Daneben sind je ein weiterer 
Standort in Milmersdorf, Angermünde und Prenzlau in 
der Planung, um die Nähe zum Kunden weiter zu stär- 
ken. 

Durch die Markteinführung der S-Direkt wird den Kun- 
den ein ergänzender Vertriebsweg zu Verfügung ste- 
hen. 

Ihre Position als Hausbank und Partner für die Kommu- 
nen wird die Sparkasse durch eine bis in den Vorstand 
hineinreichende Umstrukturierung der Ansprechpartner 
für Kommunen und kommunalnahe Betriebe ausbauen. 
Die Ertragslage wird sich voraussichtlich leicht unter 
dem Niveau des Vorjahres stabilisieren. Dazu wird das 
als rückläufig erwartete Zinsniveau beitragen. Die in 


den Vorjahren begonnenen Verbesserungen der Ko- — 


stenstruktur werden kontinuierlich fortgesetzt. 

Mit der Übertragung der Geschäftsstelle Brüssow von 
der Sparkasse Uecker-Randow an die Sparkasse 
Uckermark am 15. Februar 1997 wird der Wechsel von 
Brüssow und der umliegenden Gemeinden von Meck- 
lenburg-Vorpommern nach Brandenburg auch aus 
Sparkassensicht abgeschlossen sein. 

Die Anforderungen aus dem neuen Brandenburgischen 
Sparkassengesetz werden 1997 vollständig umgesetzt 
sein. 


Prenzlau, Juli 1997 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 


BERICHT DES VERWALTUNGSRATES 
Bw 


Der Verwaltungsrat der Sparkasse Uckermark hat die 
ihm nach sparkassenrechtlichen Vorschriften obliegen- 
den Aufgaben wahrgenommen. 

Der Verwaltungsrat wurde vom Vorstand 1996 in 5 Sit- 
zungen über die Geschäftsführung, Geschäftsentwick- 
lung und wirtschaftlichen Verhältnisse unterrichtet und 
faßte die nach den gesetzlichen Vorschriften erforderli- 
chen Beschlüsse. 

Der Jahresabschluß zum 31.12.1996 und der zugehöri- 
ge Lagebericht wurden durch die Prüfungsstelle des 
Ostdeutschen Sparkassen- und Giroverbandes geprüft. 
Es wurde der uneingeschränkte Bestätigungsvermerk 
erteilt und testiert, daß die Buchführung und der Jahres- 
abschluß im Einklang mit dem Jahresabschluß stehen. 
In seiner Sitzung am 23. Oktober 1997 stellte der Ver- 
waltungsrat der Sparkasse Uckermark den vom Vor- 


stand vorgelegten Jahresabschluß 1996 gemäß 8 8 
Abs. 2 Nr. 7 des BbgSpkG fest und billigte den Lagebe- 
richt. 

Desweiteren erteilte der Verwaltungsrat den Vorstän- 
den Uwe Schmidt, Wolfgang Janitschke, Bodo Mantei 
und Peter Klinkenberg gemäß $ 8 Abs. 2 Nr. 6 des 
BbgSpkG Entlastung. 

Der ausgewiesene Jahresüberschuß ist der Sicher- 
heitsrücklage zuzuführen. Eine Entscheidung über eine 
Ausschüttung steht somit nicht an. 


Sparkasse Uckermark 
Der Verwaltungsrat 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 
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Aus gegebenem Anlaß weist das Umweltamt der Kreis- 
verwaltung Uckermark als öffentlich-rechtlicher Entsor- 
gungsträger darauf hin, daß das Einwerfen von Altglas 
in die Wertstoffcontainer nur in der per Ortssatzung fest- 
. gelegten Zeit erfolgen darf. 


Wegen der hierbei aufgetretenen Lärmbelästigung kam . 


es in der Vergangenheit zu wiederholten Beschwerden 
von Anwohnern. 

In den Gemeinden, in denen eine solche Ortssatzung 
noch nicht existiert, gelten folgende Zeiten: 

montags bis freitags von 8 bis 12 Uhr und von 15 bis 20 
Uhr, samstags von 8 bis 12 Uhr und von 15 bis 18 Uhr. 


Die Sparkassenbücher mit den Nummern: 

6451001200 und 6451004756 
sind in Verlust geraten. Sie werden hiermit aufgeboten. 
Der Inhaber der Sparkassenbücher wird aufgefordert, 
unter Vorlage der Sparkassenbücher binnen 3 Monaten 
(vom Tage der Veröffentlichung an gerechnet), seine 
Rechte anzumelden. Andernfalls werden die Sparkas- 
senbücher für kraftlos erklärt. 


Prenzlau, den 08.04.1998 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 


Das Sparkassenbuch mit der Nummer: 
6541010437 

ist in Verlust geraten. Es wird hiermit aufgeboten. Der 
Inhaber des Sparkassenbuches wird aufgefordert, unter 
Vorlage des Sparkassenbuches binnen 3 Monaten (vom 
Tage der Veröffentlichung an gerechnet), seine Rechte 
anzumelden. Andernfalls wird das Sparkassenbuch für 
kraftlos erklärt. 


Prenzlau, den 08.04.1998 


Sparkasse Uckermark 
Der Vorstand 


Außerhalb der genannten Zeiten sowie sonntags und an 
Feiertagen ist das Einwerfen von Glas in die Container 
nicht gestattet. 

Zuwiderhandlungen gelten als Verstoß gegen das Bran- 
denburgische Landesimmissionsschutzgesetz. 

Für den Vollzug dieses Gesetzes sind die örtlichen Ord- 
nungsbehörden in Verbindung mit dem Landesamt für 
Immissionsschutz zuständig. 


Hingst 
Umweltamtsleiter 


. Das Sparkassenbuch mit der Nummer: 


6622021609 
ist in Verlust geraten. Es wird hiermit aufgeboten. Der 
Inhaber des Sparkassenbuches wird aufgefordert, unter 
Vorlage des Sparkassenbuches binnen 3 Monaten (vom 
Tage der Veröffentlichung an gerechnet), seine Rechte 
anzumelden. Andernfalls wird das Sparkassenbuch für 
kraftlos erklärt. 


Prenzlau, den 08.04.1998 


Sparkasse Uckermark 


Der Vorstand 


Der $ 31 der Satzung über die Abfallentsorgung des 
Landkreises Uckermark, veröffentlicht im Amtsblatt 1/98 
vom 24.04.1998, S. 13, hat folgenden Wortlaut: 


8 31 
Inkrafttreten 


Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Be- 
kanntgabe im Amtsblatt des Landkreises Uckermark in 
Kraft. 
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Aufgrund von Anfragen informiert das Gesundheitsamt 
darüber, daß während des Hochwassers im Sommer 
1997 insgesamt 135 Helfer aus dem Landkreis Ucker- 
“mark vorbeugend und kostenlos die erste Injektion ge- 
gen Hepatitis A vom Gesundheitsamt erhielten. Geimpft 
wurde mit dem Impfstoff Havrix 1440. Die Impfung wur- 
de im Impfausweis der Helfer eingetragen. Die Kosten 
für den Impfstoff übernahm der Hochwasserstab des In- 
nenministeriums. 
Um eine ausreichende Schutzwirkung zu gewährlei- 
sten, ist eine weitere Injektion nach sechs bis zwölf Mo- 
naten beim Hausarzt erforderlich. Die Kosten dafür in 


Höhe von ca. 100 DM werden nicht mehr zentral über- 
nommen. 

um den individuellen Impfschutz nicht zu gefährden, 
macht sich für die betreffenden Helfer eine zweite Injek- 
tion vor Ablauf der zwölf Monate erforderlich. Danach 
hält der Impfschutz mindestens 10 Jahre an. 

Für weitere Rückfagen stehen die Mitarbeiter des Ge- 
sundheitsamtes zur Verfügung 


MR Dr. Völker 
Amtsärztin 


1: 17326 Brüssow 


2. 16307 Gartz/Oder Wohnhaus 


Altlutherische Kirche (heute Heimatmuseum) 
Karl-Marx-Straße 16 


Große Mönchenstraße 318 


9. 16278 Günterberg 


Ehemalige Gutsanlage Greiffenberg 


hier: ehemaliges Verwaltungsgebäude und Stall-Speicher-Gebäude 


4. 17291 Prenzlau 


Stadtwerke Prenzlau 


(ehemaliges Gas- und Elektrizitätswerk) 
Freyschmidtstraße 20 


Der Landrat 


Welk-Literaturpreis, welcher durch den Landrat des 
Landkreises Uckermark ausgeschrieben wurde, ist bis 
zum 20.06.1998 verlängert worden. 


Der Gesamtumfang der Arbeiten darf 20 Seiten nicht 
überschreiten. 


Die Arbeiten sind zu senden an: 


Ehm Welk-Literaturmuseum 
Puschkinallee 10 
17268 Angermünde 


Die Manuskripte sind anonym unter einem Kennwort 
einzureichen. - 
Die Anschrift des Bewerbers soll sich in einem 


Der Einsendungszeitraum der Manuskripte für den Ehm geschlossenen Umschlag befinden. Dieser Umschlag 


ist mit dem Kennwort der Einsendung zu kennzeichnen. 


